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(bisherige Fassung) (Neue Fassung) 
Änderungen gekennzeichnet durch Fettdruck 
und Streichungen) 

§ 3 Benutzungsgebühr 
 
(1) Eine volle monatliche Benutzungsgebühr pro 
Person für die Inanspruchnahme einer dezentra-
len Unterkunft gemäß § 1 Abs. 1 dieser Satzung 
bemisst sich entsprechend den bayernweit 
durchschnittlichen Gebühren der Anschlussun-
terbringung, also der staatlichen Gemeinschafts-
unterkünfte und dezentralen Unterkünfte ein-
schließlich der Kosten für Haushaltsenergie. 
 
Die Höhe der vollen monatlichen Benutzungsge-
bühr ergibt sich entsprechend § 23 Abs. 2 Asyl-
durchführungsverordnung (DVAsyl) für jedes 
Gebührenjahr (Zeitraum 1. Juli bis 30. Juni des 
Folgejahres) aus der jeweiligen Bekanntma-
chung des Bayerischen Staatsministeriums des 
Inneren, für Sport und Integration. 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
(2) Auf die volle Benutzungsgebühr ist bei der 
Gebührenfestsetzung ein Sozialabschlag vorzu-
nehmen; dabei erhalten alleinstehende oder ei-
nem Haushalt vorstehende Personen in der Zim-
merkategorie Mehrbettzimmer ab 5-Bettzimmer 
und sonstige Unterkünfte (z. B. mobile Wohnan-
lage) einen Abschlag von 75 % und Haushalts-
angehörige einen Abschlag von 85 %.  
 
 
 
 
 
 
(3) Ein weiterer Abschlag ist auf Antrag vorzu-
nehmen, soweit der/die Gebührenschuldner/ 
Gebührenschuldnerin begründete Anhaltspunkte 
dafür darlegen kann, dass die Gebühr die ange-
messenen tatsächlichen Aufwendungen im 
Sinne des § 22 des Zweiten Buches Sozialge-
setzbuch (SGB II) oder des § 35 des Zwölften 
Buches Sozialgesetzbuch (SGB XII) übersteigt; 
der Antrag kann bis spätestens drei Monate 
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merkategorie Mehrbettzimmer ab 5-Bettzimmer 
und sonstige Unterkünfte (z. B. mobile Wohnan-
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nehmen, soweit der*die Gebührenschuld-
ner*in begründete Anhaltspunkte dafür darlegen 
kann, dass die Gebühr die angemessenen tat-
sächlichen Aufwendungen im Sinne des § 22 
des Zweiten Buches Sozialgesetzbuch (SGB II) 
oder des § 35 des Zwölften Buches Sozialge-
setzbuch (SGB XII) übersteigt; der Antrag kann 
bis spätestens drei Monate nach Bekanntgabe 
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nach Bekanntgabe des jeweiligen Gebührenbe-
scheides gestellt werden und gilt solange sich 
die zugrunde liegenden gleichen Voraussetzun-
gen nicht ändern für längstens die nächsten 12 
Monate. Dieser Abschlagsbetrag verteilt sich der 
Höhe nach gleichmäßig auf die Gebühren-
schuldner und Gebührenschuldnerinnen des 
Haushaltsverbandes.  
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